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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

«Der Bund kurz erklärt» ist eine seit 1979 jährlich von der Bundeskanzlei realisierte und
herausgegebene Broschüre, in der ein breiter und leicht verständlicher Einblick in die
Organisation des Bundesstaates gegeben werden soll. Diese Publikation, die mit einer
Auflage von 200'000 Exemplaren vor allem von Schulen nachgefragt wird, bot Anlass für
eine Nachhilfestunde in Gewaltentrennung. Dies sei keine Eitelkeit, argumentierte
Gregor Rutz (svp, ZH), der mit seiner Motion die Überarbeitung der Broschüre verlangte,
sondern es gehe ihm um Grundsatzfragen. Der Zürcher Volksvertreter stiess sich
nämlich am Umstand, dass die Parlamentsmitglieder seit der Ausgabe 2015 nicht mehr
einzeln abgebildet seien, der Exekutive und der Bundesverwaltung aber zwei Drittel des
Umfangs der Publikation gewidmet seien und sämtliche Direktoren aller Bundesämter
mit Foto präsentiert würden. Man kriege das Gefühl, die Verwaltung und nicht das
Parlament sei die oberste Instanz im Bundesstaat, erklärte Rutz. 
Obwohl Bundeskanzler Walter Thurnherr in der Ratsdebatte versicherte, dass man in
der nächsten Ausgabe auf die Bedürfnisse von Parlament und Leserschaft eingehen
werde und dass in der Ausgabe 2019 bereits ein Faltblatt mit dem Sitzplan der beiden
Kammern und den Namen und Fotos aller Parlamentsmitglieder beigelegt worden sei,
überwies die Volkskammer als Vertreterin des obersten Gesetzgebers die Motion
einstimmig – mit 189 Stimmen und keiner Enthaltung. 1

MOTION
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN

Die Motion Rutz (svp, ZH) war eines jener Geschäfte, das dem Abbruch der
Frühjahrssession zum Opfer gefallen war. Das Geschäft, das eine Neugestaltung der
Broschüre «Der Bund kurz erklärt» verlangte, und zwar dergestalt, dass alle
Parlamentsmitglieder – aber nicht mehr die Verwaltungsdirektionen – namentlich und
bildlich aufgeführt werden, kam deshalb erst in der Sommersession in den Zweitrat.
Dort hatte der Vorstoss, der von der grossen Kammer noch ohne Gegenstimmen
angenommen worden war, einen schweren Stand und wurde ohne Diskussion versenkt.
Dies hatte vor allem damit zu tun, dass die Broschüre in der Zwischenzeit angepasst
und das Anliegen damit bereits umgesetzt worden war. Mathias Zopfi (gp, GL), der
Sprecher der SPK-SR, die aus diesem Grund bereits im Januar die Motion mit 11 zu 0
Stimmen bei 2 Enthaltungen zur Ablehnung empfohlen hatte, konnte sich allerdings ein
paar Seitenhiebe auf den Nationalrat nicht verkneifen. Die Kommission stelle sich nicht
gegen die Überlegungen der Motion, dass es nicht unwesentlich sei, in welcher Form
und mit welchem Inhalt die verschiedenen Staatsgewalten in der 200'000 Auflagen
starken – Walter Thurnherr korrigierte diese Zahl in der Debatte auf 180'000 – und für
den Staatskundeunterricht eingesetzten Broschüre dargestellt würden. Das Faltblatt in
der Mitte der Broschüre, auf dem die Mitglieder von National- und Ständerat abgebildet
und namentlich erwähnt seien, sei aber eine zweckmässige Lösung. Darüber hinaus
ermögliche es «unseren grössten Fans sogar, das Poster herauszunehmen und übers
Bett zu hängen». Die Frage, die sich dann allerdings stelle sei, welche Seite vorne sein
müsse, jene mit dem Nationalrat oder jene mit dem Ständerat. Diese Frage würde aber
nach der Lektüre der Broschüre sicherlich richtig beantwortet werden. 2

MOTION
DATUM: 18.06.2020
MARC BÜHLMANN

Wie kann die institutionelle Krisenresistenz des Bundesrates verbessert werden? Diese
Frage stellt die GLP-Fraktion dem Bundesrat, indem sie ihn mittels Postulat
beauftragte, einen entsprechenden Bericht zu verfassen. Tiana Angelina Moser (glp, ZH)
führte in der Herbstsession 2022 im Nationalrat aus, dass der Bundesrat nicht nur auf
die Covid-19-Pandemie, sondern auch auf den Ausbruch des Ukraine-Krieges
unvorbereitet gewesen sei. Es habe an Szenarien und vorbereiteten Massnahmen
gefehlt, die man in Krisen rasch herbeiziehen könnte. Im Gegenteil habe der Bundesrat
«orientierungslos» gewirkt und habe «erst auf Druck von aussen wieder Tritt» gefasst.
Es brauche deshalb dringend eine «Gesamtstrategie des Führungsgremiums
Bundesrat», so Moser. Die Ratsdebatte war nötig geworden, weil das vom Bundesrat
eigentlich zur Annahme empfohlene Postulat von Gregor Rutz (svp, ZH) bekämpft
worden war. Er teile zwar die Ansicht, dass der Bundesrat nicht vorbereitet gewesen
sei, aber vorausschauendes Regieren könne nicht gesetzlich verordnet werden,
sondern funktioniere nur, wenn «man die richtigen Leute in die Gremien» wähle. Das

POSTULAT
DATUM: 12.09.2022
MARC BÜHLMANN
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System funktioniere im Gegenteil selbst in einer Krise trotz eines schwachen
Bundesrats sehr gut. Wenn man die Führung verbessern wolle, müsse man neue Leute
wählen und nicht teure Berichte verfassen, schloss Rutz. Bundeskanzler Walter
Thurnherr schliesslich wies darauf hin, dass der Bundesrat bereits daran sei, einen
Bericht der Bundeskanzlei zum Krisenmanagement in der Covid-19-Pandemie
umzusetzen, weshalb er das Postulat als ergänzenden Auftrag zur Annahme empfehle.
Dieser Empfehlung kam eine 115 zu 47 Stimmen-Mehrheit (3 Enthaltungen) der
Volksvertreterinnen und Volksvertreter nach. Einzig die geschlossen stimmende SVP-
Fraktion (42 Stimmen), vier Mitglieder der Mitte-Fraktion sowie ein Mitglied der FDP-
Fraktion lehnten das Postulat ab. 3

Regierungspolitik

Die von-Wattenwyl-Gespräche dienen den Parteispitzen als wichtige Möglichkeit des
Austausches. In der Regel trifft sich eine Delegation des Bundesrates mit den Partei-
und Fraktionspräsidenten der Regierungsparteien, um zentrale Geschäfte und Anliegen
im Vorfeld der Sessionen zu diskutieren und zu koordinieren. Im Gegensatz zu 2015 war
die BDP nach dem Ausscheiden von Eveline Widmer-Schlumpf nicht mehr an die
Gespräche eingeladen. 
Die Themen blieben bei den ersten Gesprächen Anfang Februar allerdings dieselben
wie schon 2015: Die Legislatur- und Finanzplanung sowie die Umsetzungsarbeiten zum
Verfassungsartikel 121a (Steuerung der Zuwanderung) und die Flüchtlingssituation in
Europa und der Schweiz.
Zu den zweiten Gesprächen im Mai 2016 traten die Parteien mit drei neuen Präsidien
an. Bei der FDP hatte Petra Gössi das Zepter übernommen, die CVP wurde neu von
Gerhard Pfister präsidiert und bei der SVP war Albert Rösti neu an die Parteispitze
gewählt worden. Gegenstand der Diskussionen war der Sprachenstreit, der durch die
Diskussionen um den Frühsprachenunterricht in den Kantonen angeheizt worden war.
Im Bereich der internationalen Finanzpolitik wurde die Vermeidung eines möglichen
Reputationsschadens für die Schweiz durch die Übernahme internationaler
Regulierungen diskutiert. Schliesslich informierte der Bundesrat über die
Weiterentwicklung der Armee. 
Im August wurde auf Anregung von Bundeskanzler Thurnherr entschieden, die von-
Wattenwyl-Gespräche des dritten Quartals künftig in Form einer Klausur
durchzuführen. An der nach wie vor freien und informellen Diskussion über wichtige
politische Anliegen soll neu der Gesamtbundesrat teilnehmen. Damit soll den
Gesprächen ein höherer Stellenwert zugemessen werden. Der früher substanzielle
Austausch, der als Zeichen der funktionierenden Konkordanz bewertet wurde – die NZZ
sprach von einem eigentlichen Schmiermittel der Konkordanz –, laufe immer mehr
Gefahr, ein Leerlauf zu werden oder zu reinen Alibi-Gesprächen zu verkommen. Die
einzige Möglichkeit für ein Treffen zwischen Regierung und Bundesratsparteien sei aber
wichtig, um Möglichkeiten und Strategien auszuloten. Fix auf der Agenda soll eine
Diskussion über die Jahresziele des Folgejahres stehen. 
Erstmals trat die Exekutive also am 2. September 2016 in corpore zu den Gesprächen
an. Neben den Jahreszielen 2017 des Bundesrates, die Schwerpunkte in der
Finanzpolitik, im Infrastrukturbereich, der Bildung und der Europapolitik vorsehen,
wurden die Lage im Asylwesen und die durch den Brexit schwieriger gewordenen
Verhandlungen mit der EU diskutiert. 
Bei den letzten Gesprächen des Jahres Mitte November nahm dann wieder nur eine
Delegation des Bundesrates teil. Ueli Maurer informierte über die finanzpolitische Lage
und plädierte für eine Annahme des Stabilisierungsprogramms 2017-2019. Im Rahmen
der Europapolitik wurde auch über die im Dezember anstehende Entscheidung zur
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative, die Rasa-Initiative und den Brexit
diskutiert. 4

ANDERES
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN

Im Geschäftsbericht des Bundesrates gibt die Regierung seit 1996 jährlich Auskunft
über ihre Geschäftsführung, die zudem mit den Jahres- und Legislaturzielen
abgeglichen wird, um einen Soll-Ist-Vergleich und ein Controlling der Exekutive und der
Verwaltung zu ermöglichen. Der Bericht 2016 beschrieb das erste Jahr der 50.
Legislatur (2015-2019), die entlang von drei Leitlinien geplant worden war: Die
nachhaltige Sicherung des Wohlstandes in der Schweiz, die Förderung des nationalen
Zusammenhaltes und die Stärkung der internationalen Zusammenarbeit sowie die Sorge
um Sicherheit und das Handeln als verlässliche Partnerin in der Welt. Diese Leitlinien
sollen mit unterschiedlichen Jahreszielen erreicht werden. Von den 16 für das Jahr

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2017
MARC BÜHLMANN
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2016 geplanten Zielen waren lauf Bericht drei vollständig, vier überwiegend und neun
teilweise erreicht worden. Zu den lediglich teilweise realisierten Zielen gehörten etwa
die Erneuerung und Entwicklung der politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zur
EU, die nachhaltige Energieversorgung oder die Reformen und nachhaltige Finanzierung
der Sozialwerke. 
In den Räten berichteten die verschiedenen Sprecher der Aufsichtskommissionen über
ihre Eindrücke, die mehrheitlich positiv waren. Im Ständerat gab allerdings das
Verhältnis zwischen der Verwaltung und der Finanzkommission zu reden. Ein Anlass für
das laut Joachim Eder (fdp, ZG) „etwas gereizte" Verhältnis war wohl der Bericht der
EFK kurz vor der Abstimmung zur Unternehmenssteuerreform III, der gerügt hatte, dass
die Folgen von Finanzerlassen nicht immer genügend abgeschätzt würden. Eder zitierte
auch aus einer Rede von Bundeskanzler Thurnherr, die dieser unter dem Titel „Die
Aufsicht aus der Sicht eines Beaufsichtigten, am Beispiel der Bundesverwaltung" vor
der Schweizerischen Gesellschaft für Verwaltungswissenschaften gehalten und darin
vor zu viel Aufsicht gewarnte hatte. Eder wies darauf hin, dass nach Nachfrage beim
Direktor der Eidgenössischen Finanzkontrolle, Michel Huissoud, die Kommunikation gut
sei und man eine Empfehlung der EFK nicht als Befehl auffassen solle. Auch
Bundesrätin Doris Leuthard kritisierte die „intensive Kommunikationstätigkeit, welche
die Eidgenössische Finanzkontrolle ab und zu entfaltet, [als] nicht hilfreich", hob aber
auch die gute Zusammenarbeit zwischen allen Amtsstellen hervor. Sie dankte für die
positiven Berichte und zeigte sich insbesondere auch mit Blick auf andere Länder
erfreut darüber, dass die Schweiz auf einem soliden, stabilen und sicheren Niveau
funktioniere und sich stetig optimiere. Im Nationalrat lobte Leuthard die Umsetzung
der Masseneinwanderungsinitiative als gangbaren Weg, der die Beziehungen zur EU
wieder etwas einfacher machen werde. Zudem wünscht sie sich, dass grundlegende
Reformen im Gesundheitswesen angegangen werden. Die grosse Kammer nahm den
Bericht stillschweigend zur Kenntnis und beide Räte gaben in der Sommersession
Zustimmung zum Bundesbeschluss über die Geschäftsführung. 5

Auch 2018 trafen sich die Partei- und Fraktionsspitzen der Regierungsparteien mit
Vertretungen der Landesregierung zu den Von-Wattenwyl-Gesprächen. Die Gespräche
finden seit Jahren jeweils vor den Parlamentsessionen statt und sollen informelle
Diskussionen zu wichtigen aktuellen politischen Themen erlauben.
Anfang Februar tauschten sich die Präsidien der Regierungsparteien mit dem
Bundespräsidenten Alain Berset, mit Bundesrätin Doris Leuthard und Bundesrat Ignazio
Cassis sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr über den Strommarkt und die
Europapolitik aus. Im Zentrum der Diskussion standen dabei die im Rahmen der
Revision des Stromversorgungsgesetzes anvisierte Planung der Versorgungssicherheit
mit Strom sowie die geplanten Schritte zu den Beziehungen mit der EU. Intensive
Debatten habe es zur Frage der dynamischen Rechtsübernahme bei einem allfälligen
Rahmenabkommen gegeben, liess sich der Medienmitteilung entnehmen. 
Bei den Gesprächen vor der Frühlingsession wurde der Bundespräsident von Bundesrat
Ueli Maurer und erneut vom Bundeskanzler begleitet. Thema war die Nationale Strategie
zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken (NCS), deren Verantwortung beim EFD lag.
Die Gesprächsteilnehmenden waren sich einig, dass es hier Zusammenarbeit zwischen
allen Departementen und in den Bereichen Cyber-Sicherheit, Cyber-Strafverfolgung
und Cyber-Defense brauche. Erneut wurde zudem über die Beziehungen zur EU
diskutiert. Die Regierung präsentierte die umstrittene Schiedsgerichtslösung zur
Streitbeilegung und bekräftigte ihren Willen, die flankierenden Massnahmen zur
Personenfreizügigkeit aufrecht erhalten zu wollen. Der Bundesrat informierte zudem
über den Stand der Agrarpolitik 2022 (AP22+). Der dafür verantwortliche Bundesrat,
Johann Schneider-Ammann war nicht anwesend, weil er auf einer Reise in die
Mercosur-Staaten war. 
Ende August fanden die Gespräche – wie einmal pro Jahr üblich – in Form einer Klausur
statt. Der Bundesrat trat in corpore an und die einzelnen Magistratinnen und
Magistraten stellten die Schwerpunkte ihrer Departemente und die Jahresziele 2019
vor. Auch in Klausur waren die Verhandlungen über ein institutionelles Abkommen mit
der EU wichtiges Diskussionsthema.
Dies galt auch für die Gespräche vom 9. November. Erneut war deshalb neben
Bundespräsident Alain Berset und Bundeskanzler Walter Thurnherr auch
Aussenminister Ignazio Cassis anwesend, begleitet von Johann Schneider-Ammann, der
über die Herausforderungen der Aussenhandelspolitik etwa auch aufgrund der
Neuorientierung der Handelspolitik der USA berichtete. Beim Rahmenabkommen
betonten alle Parteien, dass die roten Linien eingehalten werden müssten. Auch der
Migrationspakt war Gegenstand der Gespräche. 

ANDERES
DATUM: 14.11.2018
MARC BÜHLMANN
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Ende September 2018 hatte Nationalrätin Sibel Arslan (basta, BS) eine Interpellation
eingereicht (Ip. 18.3953), mit der sie anfragte, weshalb die Nicht-Regierungsparteien
(GP, GLP, BDP), die immerhin rund 16 Prozent der Wählerinnen und Wähler vertreten,
nicht zu den Gespräche eingeladen werden. Der Bundesrat schaffe hier eine
Zweiklassengesellschaft und überdies hätten die Gespräche keine rechtliche Grundlage.
In seiner Antwort – kurz nach den letzten von-Wattenwyl-Gesprächen vom 9. November
– machte der Bundesrat deutlich, dass für ihn der Austausch mit allen Parteien von
Bedeutung sei, dass es aber für die Regierungsparteien und ihre Bundesrätinnen und
Bundesräte die Möglichkeit für einen vertieften Dialog geben müsse, um politische
Spielräume ausloten zu können. Die nicht an den Gesprächen beteiligten Fraktionen
werden nachträglich mit den Unterlagen für die Gespräche bedient. 6

Die Gesellschaft und die Arbeitswelt veränderten sich schnell, was Herausforderung
und Chance zugleich darstelle, begründete Aline Trede (gp, BE) ihren Vorschlag für ein
Jobsharing bei Exekutivorganen. Flexible Arbeitsmodelle sicherten nicht nur Know-
How und Arbeitsplätze, sondern würden auch der Vereinbarkeit von Beruf und Familie
dienen. Dies sei etwas, das in der Politik praktisch nicht möglich sei. Die Medien hätten
ihren Vorstoss mit einer Forderung nach 14 Bundesrätinnen oder Bundesräten
gleichgesetzt; darum gehe es aber nicht. Sie wolle vielmehr auch einen Kulturwandel
anregen und die Möglichkeit bieten, das politische System auf gesellschaftliche
Ansprüche hin zu überdenken. So seien etwa politische Ämter in vielen Gemeinden
auch deshalb immer schwieriger zu besetzen, weil sich kaum jemand mehr zu 100% für
ein Amt verpflichten könne. Bei Annahme ihres Postulats solle der Bundesrat folglich
Möglichkeiten und Rahmenbedingungen für Jobsharing und Teilzeitarbeit in
Exekutivämtern prüfen. 
Die 56 Stimmen aus den geschlossenen Fraktionen von SP, GP, GLP und der
Einzelstimme von Fabio Regazzi (cvp, TI) reichten allerdings nicht, um den erhofften
Kulturwandel anzustossen – 133 Nationalratsmitglieder sprachen sich gegen das
Postulat aus (2 Enthaltungen). Immerhin hatte Bundeskanzler Walter Thurnherr darauf
aufmerksam gemacht, dass der Bund Jobsharing begrüsse und deshalb in der
Verwaltung flexible Arbeitsmodelle propagiere. Ein Jobsharing im Bundesrat sei aber
auch aus Verfassungsgründen kaum möglich, da für das Gremium sieben Personen
vorgesehen seien. Die Frage, ob dies in Kantonen oder Gemeinden möglich sei, liege in
der Kompetenz der Kantone. 7

POSTULAT
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN

Bevor der Nationalrat in der Sommersession über die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Aeschi (svp, ZG) zur Einführung eines Verordnungsvetos
debattierte, hatte sich der Bundesrat in die Diskussion eingebracht. In ihrer
Stellungnahme beantragte die Regierung, nicht auf das Geschäft einzutreten. Sie
machte dabei geltend, dass dem Parlament bereits wirksame Instrumente (Motion,
parlamentarische Initiative, Konsultationsrechte) zur Verfügung stünden, um Einfluss
auf die Verordungsgebung des Bundesrats zu nehmen. Ein Veto würde hingegen nicht
nur zu Verzögerungen führen, sondern sei – weil es die Gewaltenteilung verletze – auch
verfassungswidrig. Im Falle eines Eintretens verlangte der Bundesrat Ausnahmen etwa
im Falle völkerrechtlicher Verpflichtungen, für Verordnungen rein technischen Inhalts
oder für Verordnungen zur Wahrung der inneren oder äusseren Sicherheit. Zudem
seien Verordnungen auszunehmen, die bei dringlichen Bundesgesetzen erlassen
werden müssen. In seiner Stellungnahme äusserte sich der Bundesrat zudem zu den
verschiedenen Anträgen der von der SPK-NR ausgearbeiteten Vorlage. 

Der Entwurf der SPK-NR sieht vor, dass ein Drittel der Mitglieder eines Rates innerhalb
von 15 Tagen nach deren Veröffentlichung gegen Verordnungen des Bundesrats ein Veto
einlegen kann. Nach höchsten 60 Tagen muss die verantwortliche Kommission über den
Antrag befinden. Lehnt sie diesen ab, ist er erledigt; stimmt sie ihm zu, wird er von den
Räten in der nachfolgenden ordentlichen Session behandelt. Diese entscheiden dann,
ob eine Verordnung der Ansicht des Gesetzgebers widerspricht und folglich neu
verfasst werden muss oder nicht. Ziel sei es, dem Eindruck zu begegnen, dass die
Umsetzung von vom Parlament beschlossenen Gesetzen durch die bundesrätlichen
Verordnungen nicht immer dem Willen des Gesetzgebers entsprächen. Das Veto hätte
so also auch präventive Wirkung, warb Kommissionssprecher Matthias Jauslin (fdp, AG)
in der Eintretensdebatte für die Vorlage. 
Diese Eintretensdebatte wurde ziemlich ausführlich geführt und machte die
Kontrahentinnen und Kontrahenten sichtbar, die sich insbesondere am zentralen
Element der Gewaltenteilung rieben. Die vom Bundesrat unterstützte, gegen Eintreten

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN
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optierende Minderheit, bestehend aus den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP
und der GP sowie aus Minderheiten der CVP- und der FDP-Fraktion, erachtete das Veto
gegen Verordnungen als Instrument, mit dem die Teilung der Gewalten je nach Lesart
«geritzt» oder gar «verletzt» werde. Die gesetzgebende Gewalt dürfe sich nicht in die
technische Arbeit der vollziehenden Gewalt einmischen, wurde argumentiert. Angelo
Barrile (sp, ZH) warnte mit Blick auf die Vernehmlassungsantworten, in denen sich die
«Lobbys» für ein Verordnungsveto ausgesprochen hätten, dass der Einfluss von
Interessenorganisationen mit dem neuen Instrument auch auf die Umsetzung von
Gesetzen ausgedehnt würde. Die Minderheit verwies zudem auf das «Verzögerungs-
und Blockadepotenzial» des Verordnungsvetos, so etwa Nadine Masshardt (sp, BE). Das
Veto lade zudem dazu ein, politisch zu taktieren, und erteile keinen Auftrag, weil man
mit ihm Verordnungen nur ablehnen oder gutheissen könne, monierte Marianne Streiff-
Feller (evp, BE) für die Minderheit der CVP-Fraktion. Und Balthasar Glättli (gp, ZH) wies
darauf hin, dass das Parlament mit der parlamentarischen Initiative ja ein viel stärkeres
Instrument habe, selber Gesetze zu verfassen. Die Mehrheit beharrte hingegen darauf,
dass der Bundesrat sich mit Verordnungen immer wieder dem Willen des Souveräns
widersetze. Wirklich stossende Abweichungen der Gesetzgebung durch Verordnungen
müssten darum sozusagen mittels «Notbremse» verhindert werden können, so Beat
Flach (glp, AG) für die GLP-Fraktion. Es handle sich um ein staatsrechtliches
Experiment, auf das man sich einlassen und das man diskutieren solle. Es gehe nicht um
die Frage, ob dieser Vorstoss verfassungskonform sei oder nicht – nahm Gregor Rutz
(svp, ZH) für die SVP-Fraktion Stellung –, sondern um den Schutz der Verfassung selber.
Man habe zwar kein Verfassungsgericht, aber die Kontrolle gegen ein Gesetz könne
mittels Referendum wahrgenommen werden. Dies sei nun aber bei Verordnungen eben
nicht möglich. Heute stamme ein Drittel aller Regelungen aus Verordnungen und
lediglich 12 Prozent aus Gesetzen. Deshalb sei ein Korrekturinstrument dringend. Für
die FDP-Fraktion ergriff schliesslich Kurt Fluri (fdp, SO) das Wort: Es sei wichtig, zu
sehen, dass das Veto kassatorisch sei. Es gehe eben gerade nicht darum, neue
Regelungen zu diskutieren oder anzustossen – was mit den parlamentarischen
Anstossinstrumenten mitunter Jahre dauere –, sondern einzig darum, den Bundesrat
aufzufordern, Gesetze im Sinne des Parlaments und nicht «seinen eigenen Willen»
umzusetzen. Fluri ging zudem auf die Erfahrungen in seinem Kanton Solothurn ein, der
ein Verordnungsveto kennt. In den 30 Jahren zwischen 1988 und 2018 sei lediglich
gegen 77 von 1115 Verordnungen ein Veto eingelegt worden, acht dieser beanstandeten
Verordnungen seien von der Regierung zurückgezogen und etwa jede fünfte korrigiert
worden. Es könne – zumindest im Kanton Solothurn – nicht von systematischer
Blockade gesprochen werden. Bundeskanzler Walter Thurnherr äusserte sich am
Schluss der Eintretensdebatte im Namen des Bundesrats und warnte vor der
Vermischung der Gewalten und einem unverhältnismässigen Aufwand. Zudem fehle aus
Sicht der Regierung die verfassungsmässige Grundlage für das neue Instrument. Mit 115
zu 64 Stimmen wurde dann – aufgrund der Positionen der einzelnen Fraktionen eher
wenig überraschend – Eintreten beschlossen. 
Bei der Detailberatung wurden alle Vorschläge des Bundesrates für zusätzliche
Ausnahmen abgelehnt.Auch ein Minderheitsantrag der SVP, wonach nicht die
Kommissionsmehrheit das letzte Wort haben soll, sondern ein Minderheitsantrag auch
im Rat diskutiert werden sollte, fand keine Mehrheit. Es soll also die Kommission
beziehungsweise deren Mehrheit sein, die entscheidet, ob über einen Antrag auf ein
Veto abgestimmt wird oder nicht. Das gleiche Schicksal der Ablehnung ereilte ein
Minderheitsantrag der SP, mit dem die Erläuterungen zu den Verordnungen im
Bundesblatt hätten veröffentlicht werden sollen. Alle weiteren Minderheitsanträge, mit
denen Ausnahmen geschaffen werden sollten, lehnte die Ratsmehrheit ab. Mit ein
Grund dafür war wohl das von Kommissionssprecher Jauslin vorgebrachte Argument,
dass hier ein neues Instrument geschaffen werde und man zuerst Erfahrungen sammeln
müsse, um dann vielleicht später in einzelnen Bereichen Ausnahmen zu schaffen. In der
Gesamtabstimmung erhielt die unveränderte Vorlage der SPK-NR 113 Stimmen. Die 67
Gegenstimmen stammten von allen anwesenden GP- (11) und SP-Mitgliedern (40) sowie
von 10 Mitgliedern der FDP- und 6 der CVP-Fraktion. Sechs der acht Grünliberalen
enthielten sich der Stimme. Damit ging die Vorlage an den Ständerat. 8

Die SPK-SR befand die Vorschläge der vom Nationalrat gutgeheissenen
parlamentarischen Initiative von Thomas Aeschi (svp, ZG) zur Einführung eines
Verordnungsvetos als zu kompliziert. Für ein paar wenige Verordnungen, die Probleme
verursachten, würde ein «monstre administratif» geschaffen, begründete
Kommissionssprecher Raphaël Comte (fdp, NE) die Empfehlung der SPK-SR, nicht auf
die Vorlage einzutreten. Dabei sei in der Kommission nicht nur die Frage der
Gewaltentrennung noch einmal – wie bereits bei der Diskussion um Folge geben –
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erörtert, sondern auch die Stimme der Kantone angehört worden. Die Kantone seien
sehr skeptisch gegenüber der Idee eines Vetos, insbesondere deshalb, weil es zu
Verzögerungen bei der Umsetzung von Verordnungen führen könne. Die Gefahr eines
«Schwebezustandes» wurde denn auch vom neuen Ständeratsmitglied und Präsidenten
der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) Benedikt Würth (cvp, SG) ausgeführt. Eine
Minderheit der Kommission, angeführt von Peter Föhn (svp, SZ), verteidigte das allfällige
neue Parlamentsrecht mit der Begründung, dass es eben nur in Notfällen angewendet
und vor allem eine präventive Wirkung entfalten würde. Einen Befürworter fand das
Verordnungsveto auch in Pirmin Bischof (cvp, SO): Der Kanton Solothurn habe vor rund
30 Jahren ein solches Instrument eingeführt und es verhindere dort durchaus, «dass
Verwaltung und Regierung abheben». Eine Sichtweise, der der zweite Vertreter des
Kantons Solothurn, Roberto Zanetti (sp, SO), allerdings dezidiert widersprach: Es könne
schon sein, dass die Regierung deshalb nicht abhebe, es bestehe aber im Gegenzug
eben durchaus die Gefahr, dass die Parlamentarierinnen und Parlamentarier dies
aufgrund dieses Instruments täten. Im Schlussvotum wies Bundeskanzler Thurnherr
neben den erwähnten Argumenten darauf hin, dass das Parlament bereits heute über
Instrumente verfüge, um Verordnungen zu ändern. Mit 31 zu 7 Stimmen (keine
Enthaltung) folgte die kleine Kammer ihrer Kommission in der Herbstsession 2019 und
entschied sich, auf die Vorlage nicht einzutreten – trotz der langen und grossen
Vorarbeit, wie von den Vertretern der Kommissionsminderheit während der Debatte
immer wieder betont worden war. 9

Auch 2019 trafen sich die Spitzen der vier Regierungsparteien, um im Rahmen der von-
Wattenwyl-Gespräche mit dem Bundespräsidenten und einer Delegation des
Bundesrats über wichtige anstehende Geschäfte zu diskutieren. Die Regierung nutzt
diese vier mal pro Jahr im von-Wattenwyl-Haus in Bern stattfindenden Gespräche, um
über zentrale Anliegen zu informieren und mit den Parteien über mögliche
Lösungsansätze zu verhandeln. 

Mitte Februar, kurz vor der Frühjahrssession, diskutierten Guy Parmelin, Ignazio Cassis,
der aktuelle Bundespräsident Ueli Maurer sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr mit
den Parteien über die Europapolitik und die wirtschaftliche Entwicklung.
Aussenminister Ignazio Cassis informierte über den Stand des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU und über das Vorgehen beim UNO-Migrationspakt.
Diskutiert wurde weiter über die Auswirkungen des Brexit auf die Schweiz. Neo-
Wirtschaftsminister Guy Parmelin orientierte über die Konjunkturlage und über die
geplanten Gespräche über ein Freihandelsabkommen mit den USA. Im Weiteren
kritisierten die Parteien, dass der Bundesrat mit seiner Weigerung, eine unabhängige
Behörde einzusetzen, die Regulierungsfolgenabschätzungen bei neuen Gesetzen
vornehmen soll, verschiedene Motionen nicht vollständig umsetze.

Um über die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge zu diskutieren, nahm die neue
Vorsteherin des VBS, Viola Amherd, erstmals als Bundesrätin an den von-Wattenwyl-
Gesprächen teil. Sie führte aus, dass der Kauf der Flugzeuge, nicht aber des ebenfalls zu
beschaffenden Systems für eine bodengestützte Luftverteidigung als
referendumsfähiger Planungsbeschluss vorgelegt werden soll. Neben Amherd, dem
Bundespräsidenten und dem Bundeskanzler war auch Simonetta Sommaruga bei den
Gesprächen zugegen. Die Neo-Energieministerin informierte über die Entwicklungen in
der Klimapolitik, da das Parlament in der anstehenden Sommersession auch über das
CO2-Gesetz debattieren wird. Finanzminister Ueli Maurer berichtete zudem über den
Stand der Bundesfinanzen. Man habe ein finanzpolitisches Ausnahmejahrzehnt hinter
sich. Die Parteien wünschten schliesslich auch eine Information zur aktuellen
Europapolitik. 

Das Europadossier war dann auch wieder Gegenstand der Klausur im Vorfeld der
Herbstsession Ende August, bei der der Bundesrat in corpore teilnahm. Ignazio Cassis
informierte über die innenpolitische Diskussion, die zu den noch offenen Punkten im
Rahmenabkommen angestossen worden sei. Guy Parmelin sprach zu den
Freihandelsverhandlungen mit den Mercosur-Staaten. Diskutiert wurde zudem über die
Probleme mit sogenanntem «Soft Law». Schliesslich legten die einzelnen
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher ihre strategischen Ziele im Rahmen der
Legislaturplanung 2019–2023 dar. Die Parteien betonten dabei die Bedeutung der
Digitalisierung. 

Mitte November – also nach den eidgenössischen Wahlen und vor der ersten Session
der 51. Legislatur – diskutierten die Beteiligten Politikspitzen über die prognostizierte
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konjunkturelle Abschwächung. Im Rahmen der Diskussionen rund um die Europapolitik
kam erneut der Brexit und die so genannte «Mind the gap»-Strategie zur Sprache: Die
Schweiz hat sich früh mit Hilfe von bilateralen Abkommen mit Grossbritannien auf
mögliche Szenarien vorbereitet. Debattiert wurde zudem auch der Fall «Pilatus» bzw.
der Entscheid des EDA, dass die Unterstützung der Regime von Saudi-Arabien und den
Vereinigten Arabischen Emiraten durch die Pilatus Werke einzustellen sei. 10

Weil der Ständerat auf die Vorlage der SPK-NR, welche diese auf der Basis der
parlamentarischen Initiative Aeschi (svp, ZG) ausgearbeitet hatte, nicht eintreten wollte,
musste die grosse Kammer entscheiden, ob sie an ihrem bereits gefassten
Eintretensentscheid festhalten oder aber der Entscheidung des Ständerats folgen und
die Idee der Einführung eines Verordnungsvetos endgültig versenken wollte. Letzteres
empfahl eine links-grüne Kommissionsminderheit. Deren Sprecherin Nadine Masshardt
(sp, BE) betonte, es sei kein Zufall, dass der Ständerat die Vorlage deutlich ablehne, weil
auch die Kantone in der Vernehmlassung signalisiert hätten, dass sie keinen
Handlungsbedarf sehen, dafür aber Mehraufwand und Rechtsunsicherheit
befürchteten. Erneut wies die Sprecherin auch auf die Gefahr hin, dass man mit einem
Verordnungsveto die Gewaltentrennung ritze. In die gleiche Kerbe schlug
Bundeskanzler Walter Thurnherr, der den Standpunkt des Bundesrats vertrat. Die
Regierung weise zudem noch einmal darauf hin, dass es genügend alternative
Instrumente gebe, um auf Verordnungen Einfluss zu nehmen, betonte er. Mit einer
Motion könne man zum Beispiel die Änderung ganz spezifischer Punkte in einer
Verordnung erwirken. Das sei letztlich nicht nur effizienter, sondern auch rascher als
mit einem Veto alles zu blockieren. Anders sah dies die Kommissionsmehrheit, die
durch Matthias Jauslin (fdp, AG) und Jean-Luc Addor (svp, VS) vertreten wurde.
Hauptargument für ein Festhalten am ursprünglichen Entschluss sei, dass der
Bundesrat bei Verordnungen eben nicht immer den Willen des Parlaments umsetze. Es
brauche ein Instrument, mit dem sichergestellt werde, dass Verordnungen mit der
ursprünglichen Meinung des Gesetzgebers übereinstimmten. Es seien wohl auch nicht
die Kantone, die gegen ein Veto seien, sondern vielmehr die Kantonsregierungen, so
Addor. Die 16 zu 7-Mehrheit der SPK-NR sei der Meinung, dass sich der Ständerat der
wichtigen Frage nicht einfach entziehen dürfe. 
Die Mehrheit des Nationalrats folgte der Kommissionsmehrheit. Mit 99 zu 83 Stimmen
und 6 Enthaltungen wurde Festhalten am Eintretensentscheid beschlossen. Gespalten
zeigten sich die Mitte- und die FDP-Fraktion. Die SVP und die Grünliberalen stimmten
geschlossen für Festhalten und Links-Grün wollte die Vorlage erfolglos versenken.
Damit geht das Geschäft noch einmal zurück in die kleine Kammer. 11
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Mit dem neuerlichen Entscheid, nicht auf die Vorlage einzutreten, versenkte der
Ständerat die Idee eines Verordnungsvetos endgültig. Thomas Minder (parteilos, SH)
erörterte noch einmal kurz die Gründe der SPK-SR, die einstimmig Nichteintreten
empfohlen hatte. Es gäbe zwar einen «ansehnlichen Anteil des Parlaments», der mit
dem Umgang der Regierung mit Verordnungen nicht glücklich sei, aber bisher sei kein
Vorschlag zum kontrollierenden Eingreifen des Gesetzgebers wirklich ausgereift
gewesen – obwohl man «seit den Siebzigerjahren am Schräubeln und am Sich-
Überlegen» sei. Minder erinnerte daran, dass im Ständerat die ursprüngliche
Begeisterung für ein Verordnungsveto gewichen sei. Dies sei mangelndem
Handlungsdruck, schwierigen Abgrenzungsfragen und insbesondere dem Umstand
geschuldet, dass bereits genügend parlamentarische Instrumente bestünden, um die
Verordnungstätigkeit des Bundesrates zu beeinflussen. So könne beispielsweise bei
einem Gesetz ja auch beschlossen werden, dass die ausführende Verordnung dem
Parlament vorgelegt werden müsse. Aber auch mit Hilfe von Motionen könnten
Anpassungen von Verordnungen verlangt werden – ein Punkt, der auch von Walter
Thurnherr noch einmal aufgegriffen wurde, der die ablehnende Haltung des Bundesrats
in der Sache noch einmal deutlich machte: Es sei sinnvoller, die vorhandenen
Möglichkeiten gezielt zu nutzen, als ein neues Instrument einzuführen, das alle
Verordnungen, «also auch die grosse Mehrzahl der unproblematischen Verordnungen»,
betreffe. Da kein Minderheitsantrag mehr vorgebracht wurde, galt die Vorlage damit
diskussionslos als «endgültig erledigt». Ständeratspräsident Hans Stöckli (sp, BE) konnte
es sich allerdings nicht verkneifen, darauf hinzuweisen, dass Entscheide umso
kurzfristiger seien, je häufiger sie «endgültig» erledigt würden. Zumindest für die
nächsten Monate dürfte das Thema aber vom Tisch sein. 12
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Mittels Postulat wollte Thierry Burkart (fdp, AG) den Bundesrat beauftragen, die Vorteile
eines permanenten operativen Bundesführungsstabs in einem Bericht darzulegen. Die
Covid-19-Krise habe gezeigt, dass es ein solches Gremium brauche. Die Vorbereitung
von professionellen und zeitgerechten Führungsentscheidungen müsse in Krisenzeiten
effektiver geschehen. Ein permanenter Führungsstab hätte die Aufgabe,
wissenschaftlich begründete und spezifische Fachkenntnisse, die zur Bewältigung einer
konkreten Krise nötig sind, zusammenzutragen und aufzubereiten, erläuterte der
Postulant.
Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Ablehnung. Erfahrungen und Studien hätten
gezeigt, dass in Krisen am besten reagiert und gearbeitet werde, «wenn man in den
ordentlichen Strukturen bleibt». Ein ad-hoc einberufener Krisenstab könne dabei die
horizontale Koordination verstärken. Der Bundesrat habe zudem die Bundeskanzlei
beauftragt, einen Bericht zu verfassen, mit dem Lehren aus der Pandemie gezogen und
allenfalls Empfehlungen abgeleitet werden könnten. Dieser Bericht würde auch das
Anliegen des vorliegenden Postulats aufnehmen. 
Bei der Ratsdebatte wunderte sich Burkart über die Stellungnahme des Bundesrats, der
einen Bericht verspreche, aber zuerst ausführe, weshalb es keinen Führungsstab
brauche. Ein solcher würde auch keine neue Struktur darstellen, sondern müsste
bereits vor einer Krise eingeübt werden. Mit der Annahme seines Postulats müsste der
Bundesrat in seinem angekündigten Bericht auch die Idee eines solchen Führungsstabs
ergebnisoffen prüfen, warb der Aargauer Freisinnige. Für den Bundesrat argumentierte
Bundeskanzler Walter Thurnherr, dass man wohl auch mit einem permanenten
Krisenstab nicht anders reagiert hätte, als man das jetzt während der Covid-19-Krise
mache. Einen Krisenstab habe man ja sowieso eingesetzt, anders als mit dem Postulat
Burkart könne dieser mit der aktuellen Regelung bei Eintreten einer Krise mit
geeigneten Personen und Ämtern ergänzt werden. Eine Struktur zu schaffen, die für alle
Krisen geeignet wäre, sei kaum möglich. Es müsse auch in den Departementen und
Ämtern stets situativ reagiert werden können. Die Argumente des Bundeskanzlers
schienen in der kleinen Kammer zu verfangen, lehnte sie doch das Postulat mit 25 zu 10
Stimmen (ohne Enthaltung) ab. 13
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2020 feierten die sogenannten Von-Wattenwyl-Gespräche ihr 50-jähriges Jubiläum.
Der damalige Bundeskanzler Karl Huber wollte mit diesen Gesprächen einen
Gedankenaustausch zwischen den vier Bundesratsparteien anregen, um einfacher
tragfähige Konsenslösungen zu finden. Das erste Treffen fand im Februar 1970 noch im
Bundeshaus statt, bereits im Juni 1970 trafen sich die Parteispitzen – zugegen sind
jeweils «die Partei- und Fraktionspräsidenten der in der Landesregierung vertretenen
Parteien», wie es bereits 1970 definiert wurde – mit dem Bundesrat dann aber im Haus
von Wattenwyl, das den seit den 1980er Jahren regelmässig und vier Mal pro Jahr
stattfindenden Treffen den Namen gab. Die Covid-19-Pandemie brachte 2020 die
Tradition allerdings ins Wanken: 
Am 14. Februar fand das Treffen noch wie gewohnt statt. Diskutiert wurde die
aussenpolitische Strategie bis 2023, zudem bilanzierte der Bundesrat – anwesend
waren neben der Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga auch Aussenminister
Ignazio Cassis und Wirtschaftsminister Guy Parmelin sowie Bundeskanzler Walter
Thurnherr – das WEF-Jahrestreffen, das bilaterale Gespräche etwa mit dem US-
amerikanischen Präsidenten Donald Trump und der Kommissionspräsidentin der EU,
Ursula von der Leyen ermöglicht hatte. Letzteres nahmen die Parteien zum Anlass, über
die Verhandlungen mit der EU zu einem institutionellen Rahmenabkommen zu
diskutieren. Man müsse den Ausgang der «Begrenzungsinitiative» abwarten, bevor
weiter verhandelt werden könne, so der Konsens. Gespräche wurden zudem zur
Crypto-Affäre und zur Problematik der Negativzinsen geführt. 
Das normalerweise im Mai stattfindenden zweite Jahrestreffen fiel dann der Pandemie
zum Opfer, während die Gespräche Ende August aus Platzgründen nicht im Von-
Wattenwyl-Haus, sondern im Bernerhof stattfanden. Wie gewohnt wurde das dritte
Treffen allerdings in Klausur abgehalten und der gesamte Bundesrat war in corpore
zugegen. Hauptthema war selbstredend die Pandemie bzw. die aktuelle nationale und
internationale Lage, die verschiedenen Wirtschafts- und Arbeitsmarktmassnahmen, die
Kreditvereinbarungen und die finanzielle Situation des Bundeshaushalts. Neben der
Pandemie wurden zudem die Reform der beruflichen Vorsorge (BVG) und die aktuelle
Europapolitik besprochen. 
Die Pandemie, bzw. ihre Bewältigung und ihre Folgen, stand dann auch beim letzten
Treffen vom 13. November im Zentrum. Mit dem neben der Bundespräsidentin
Simonetta Sommaruga anwesenden Gesundheitsminister Alain Berset und dem
Wirtschaftsminister Guy Parmelin diskutierten die Parteispitzen vor allem die rasch
zunehmenden Fallzahlen und weitere mögliche Härtefallmassnahmen. Ignazio Cassis
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und Guy Parmelin informierten zudem über die aktuelle Europapolitik – insbesondere
über die Verhandlungen zur Assoziierung ans Forschungsrahmenprogramm «Horizon
Europe» – sowie über das geplante Vorgehen im Bereich Mobilfunk und 5G. 14

Als «Sargnägel bezüglich der Konkordanz» bezeichnete Benedikt Würth (mitte, SG) die
zunehmenden Indiskretionen im Rahmen von Verhandlungen des Bundesrats. Vor allem
während der Covid-19-Pandemie habe das «System» der Indiskretionen noch
zugenommen. Er mache den Medien keinen Vorwurf, dass sie von diesem Malaise
profitierten, aber es gehe nicht an, dass Anträge von Regierungsmitgliedern in der
Presse erschienen, bevor das Kollegium über sie beraten habe, und dann im Nachgang
der Beratungen auch noch nachgelesen werden könne, wer im Bundesrat wie gestimmt
habe. Wenn die «inhaltliche Konkordanz», also das Kollegialsystem, gerettet werden
solle, dann müssten Massnahmen gegen Indiskretionen diskutiert und umgesetzt
werden. Indiskretionen würden zudem vor allem die in Krisen bedeutende
Kommunikationsstrategie behindern. Der Bundesrat können so nicht mehr mit einer
Stimme sprechen. Die Regierung dürfe nicht einfach zu einer «Konferenz von sieben
Departementsvorstehern» verkommen. Hart ins Gericht ging Würth deshalb mit der
Verwaltung: Die «Stäbe der Departemente [hätten] in ihrem Informationsmanagement
letztlich nur die mediale Positionierung des eigenen Bundesrates im Fokus und dabei
[sei] jedes Mittel recht». Es müssten deshalb strafrechtliche Konsequenzen für
fehlende Integrität geschaffen werden – so die Hauptforderung des Vorstosses.
Unterstützung fand der St.Galler Kantonsvertreter bei Andrea Caroni (fdp, AR), der
anregte, das Anliegen auch auf die Legislative auszuweiten. Immer wieder könnten «mit
schöner Regelmässigkeit» in den Medien Informationen gelesen werden, die eigentlich
dem Kommissionsgeheimnis unterstünden. Der Bundesrat, in der Ratsdebatte während
der Sommersession 2021 vertreten durch Bundeskanzler Walter Thurnherr, empfahl die
Motion zur Ablehnung. Indiskretionen würden zwar die Zusammenarbeit erschweren
und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in den Bundesrat untergraben, seien
kriminell und zeugten von Charakterschwäche, es gebe aber bereits klare Regelungen,
wie dagegen vorgegangen werden könne. Zudem könne nicht von einem «System»
gesprochen werden, weil ganz viele Informationen den Weg nach draussen eben nicht
fänden. Thurnherr nannte das Beispiel von als geheim klassierten Geschäften, bei
denen Dokumente versiegelt, vom Weibel persönlich überbracht und nur gegen
Unterschrift abgegeben würden. Statt vergangene Indiskretionen in einem Bericht
aufzuarbeiten, schlage der Bundesrat vielmehr eine klare Haltung gegen Indiskretion
und eine striktere Anwendung der geltenden Vorschriften vor. Einer Mehrheit von 29 zu
15 Stimmen genügte dieser bundesrätliche Vorschlag allerdings nicht; sie hiess den
Vorstoss gut und schickte ihn weiter an den Nationalrat. 15
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Nicht wie im Vorjahr erst in der Herbstsession, sondern wie gewohnt in der
Sommersession nahmen National- und Ständerat Kenntnis vom Geschäftsbericht 2020
des Bundesrates. In diesem Bericht legt die Regierung jahrweise einen Soll-Ist-
Vergleich zwischen Legislaturplanung, Jahreszielen und im entsprechenden Jahr
erledigten oder angegangenen Geschäften vor. Covid-19 war nicht nur schuld an der
Verschiebung der Beratung im Jahr 2020, sondern auch weiterhin zentraler
Gegenstand im Bericht und der parlamentarischen Beratung darüber. So bot der
Bundesrat in einem eigenen Kapitel des Berichts eine Übersicht über die Entwicklungen
der Pandemie und über alle rund 250 im Jahr 2020 dazu gefällten
Bundesratsbeschlüsse. Er leitete den Bericht zudem mit dem Hinweis ein, dass
zahlreiche Projekte wegen der Coronapandemie nicht so weit gediehen seien, wie
geplant. 

Im Ständerat erörterte Maya Graf (gp, BL) den Bericht für die GPK-SR. Das Management
der Covid-19-Krise ziehe sich wie ein roter Faden durch den Bericht. Sie erinnere
zudem daran, dass eine von der GPK einberaumte Inspektion zur Bewältigung der
Pandemie am Laufen sei. Die GPK würden den Bericht und die Anhörungen der
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher jeweils mit Querschnittthemen versehen.
Beim ersten Querschnittthema «Krisenmanagementstrukturen» habe sich die GPK
informiert, ob solche Strukturen in Normalzeiten geplant gewesen seien, jetzt
eingesetzt würden und wie gut dies funktioniere. Beim Thema «Cybersicherheit» habe
sich die GPK zur IT-Sicherheit in den Departementen erkundigt und dazu, wo es
diesbezüglich Verbesserungen brauche. Im Anschluss an die Ausführungen der GPK-
Präsidentin ergriffen die Präsidenten der verschiedenen Subkommissionen das Wort,
die basierend auf dem Geschäftsbericht jeweils zwei Departemente sowie die
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Bundeskanzlei genauer unter die Lupe genommen hatten. 
Charles Juillard (mitte, JU) berichtete über das VBS und das EDA. Hier hob der Sprecher
den Aktionsplan für die Cyberverteidigung hervor, bei dem praktisch alle Ziele erreicht
worden seien. Hinsichtlich Nachhaltigkeit und Klimaschutz habe das VBS, das
insbesondere aufgrund der Luftwaffenflotte und der schweren Militärfahrzeuge jährlich
Emissionen von 200'000 Tonnen CO2 verursache, verschiedene Massnahmen ergriffen,
um das 40-Prozent-Reduktionsziel bis 2030 zu erreichen. Im Rahmen des Programms
«Natur, Landschaft und Armee» leiste das VBS zudem einen Beitrag zur Erhaltung der
Biodiversität. Beim EDA sei der Umgang mit der Pandemie genauer geprüft worden. Die
GPK verfolge in diesem Departement zudem die Entwicklung bezüglich der
Personalsituation. 
Daniel Fässler (mitte, AI) erörterte die Berichtsteile, die dem EJPD und der BK
zugeordnet waren. Er hob hier den Informationsaustausch bei der Polizeiarbeit hervor.
Dieser funktioniere national und international noch nicht, wie er sollte. Insbesondere
die Möglichkeiten der Digitalisierung würden zu wenig gut eingesetzt. International solle
dem mit verschiedenen Abkommen begegnet werden. National stosse man aber
«offenkundig an Grenzen des Föderalismus», deren Aufhebung man im EJPD aber in
Angriff nehmen wolle, damit alle kantonalen Polizeikorps Zugriff auf alle verschiedenen
kantonalen Datenbanken erhielten, um Kriminalität effizienter bekämpfen zu können.
Im Gespräch mit dem Bundeskanzler Walter Thurnherr sei es insbesondere um die
Digitalisierung in der Bundesverwaltung gegangen. Ab 1. Januar 2021 werde das
Informatiksteuerorgan des Bundes aufgelöst und dessen Aufgaben – insbesondere
Koordination und Unterstützung bei der Umsetzung der Digitalisierung – von einer
neuen Verwaltungseinheit innerhalb der BK übernommen. Dies sei eine grosse Aufgabe,
bei der man erst am Anfang stehe. Darüber hinaus werde man sich hier auch dem
Problem der Fremdbestimmung durch mächtige IT-Unternehmen stellen müssen. 
Matthias Michel (fdp, ZG) nahm das EFD und das WBF genauer unter die Lupe. Auch hier
sei Digitalisierung ein zentraler Punkt. Es sei zwar erfreulich, dass 2021 «nicht weniger
als 13 Massnahmen» umgesetzt worden seien, um das Ziel 2 der Legislaturplanung – die
effiziente und möglichst digitale Erbringung der staatlichen Leistungen – zu erreichen.
Im aktuellen Bericht sei aber nur «ein einziges – ein einziges! – quantifizierbares Ziel»,
also nur ein Indikator angegeben; die Entwicklung im Bereich der Digitalisierung müsse
adäquater gemessen werden. «Etwas mehr Substanz in der Berichterstattung»
wünschte sich der Kommissionssprecher auch im Bereich der Berufsbildung, auch
wenn dies eine Verbundaufgabe mit den Kantonen darstelle. 
Marco Chiesa (svp, TI) berichtete schliesslich zu den Berichtsteilen des EDI und des
UVEK. Beim EDI seien in den Gesprächen vor allem die Massnahmen gegen die Covid-
Pandemie Gegenstand gewesen. Alain Berset habe erklärt, dass sich der Bundesrat
darauf konzentriert habe, die Auswirkungen der Krise auf die Bevölkerung und die
Wirtschaft möglichst zu begrenzen. Das begrenzte Wissen und die unvollständigen
Informationen hätten immer wieder Anpassungen bedingt. Eine wichtige Massnahme
seien deshalb auch die Tests gewesen, bei denen sehr rasch eine funktionierende
Infrastruktur habe aufgebaut werden können. Als schwierig habe sich die Entwicklung
einer Impfstrategie entpuppt, weil der Verlauf der Pandemie nicht vorhersehbar
gewesen sei. Die Schweiz sei aber mittlerweile eines der wenigen Länder, das mRNA-
Impfstoffe für die ganze Bevölkerung anbieten könne. Zum UVEK äusserte sich Chiesa
nicht. 
Am Schluss der Ratsdebatte meldete sich Bundespräsident Guy Parmelin zu Wort. Der
Bundesrat sei – obwohl zahlreiche geplante Massnahmen wegen Covid-19 nicht hätten
umgesetzt werden können – zufrieden mit der Zielerreichung. Würden normalerweise
rund 40 Bundesratssitzungen in einem Jahr stattfinden, seien es im Jahr 2020 mehr als
60 gewesen. Zudem seien wesentlich mehr Vorstösse eingereicht worden als in
früheren Jahren, was die enorme Arbeitsbelastung für den Bundesrat noch weiter
erhöht habe. Die Regierungsarbeit sei aber nur möglich, «parce que de nombreux
employés de la Confédération ne regardaient ni leur montre ni le jour de la semaine».
Dafür sei der Bundesrat sehr dankbar. Auch Parmelin ging auf ein paar Punkte des
Berichts ein, darunter die beschlossenen Massnahmen zur Abfederung der
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie, die Verabschiedung der BFI-Botschaft, den
Bericht zur Finanzierung des Betriebs und Substanzerhalts der Bahninfrastruktur, das
«dossier éléphantesque» zu den Verordnungsänderungen im Rahmen des revidierten
Krankenversicherungsgesetzes und darin die Planung des Bedarfs an Ärztinnen und
Ärzten oder die bundesrätliche Position zur Europapolitik. In der Folge nahm der
Ständerat den Bundesbeschluss über den Geschäftsbericht des Bundesrates für das
Jahr 2020 stillschweigend an. 

Dies tat gleichentags auch der Nationalrat, wo Erich von Siebenthal (svp, BE), Thomas
de Courten (svp, BL), Yvonne Feri (sp, AG) und Nicolo Paganini (mitte, SG) die
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Berichterstattung übernahmen. Grösstenteils nahmen sie die gleichen Punkte auf wie in
der kleinen Kammer. 
Eine Ausnahme stellte der Bericht von Thomas de Courten dar, der auf das UVEK
einging: Der Bundesrat habe im Berichtjahr die wichtigen Ausbauschritte für den
Strassen- und Schienenverkehr geplant und werde hier dem Parlament, das darüber zu
entscheiden habe, bald einen Bericht vorlegen. Darüber hinaus erwähnte der
Kommissionssprecher die «etwas chaotische» Situation in der Covid-Task-Force
Anfang Jahr, was sich mit dem Einbezug der Wissenschaft in eine Science Task Force
verbessert habe. 
Nicolo Paganini erwähnte zudem die IZA-Strategie, mit der die Bereiche der
humanitären Hilfe und der Entwicklungszusammenarbeit enger zusammengefasst
würden. Auch das «drastische Räumungskonzept» in Mitholz fand Erwähnung im
Bericht von Paganini. 
Auch im Nationalrat hob schliesslich Bundespräsident Guy Parmelin die wichtigsten
Punkte des Berichts hervor – auch dieses Votum unterschied sich kaum von jenem im
Ständerat – und auch die grosse Kammer stimmte dem Bundesbeschluss diskussionslos
zu und nahm den Bericht zur Kenntnis. 16

Auch 2021 wurden die traditionellen von-Wattenwyl-Gespräche von der Covid-19-
Pandemie beeinträchtigt. Nicht nur, weil die Gesundheitskrise zentraler Gegenstand
aller vier Veranstaltungen war, sondern auch, weil die Gespräche wie schon teilweise im
Jahr zuvor allesamt nicht im namensgebenden Von-Wattenwyl-Haus, sondern im mehr
Platz bietenden Bernerhof stattfanden. 
Im Beisein von Bundespräsident Guy Parmelin, den Bundesräten Alain Berset und
Ignazio Cassis sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr diskutierten die Spitzen der
Regierungsparteien im Februar die aktuelle Lage, die steigenden Fallzahlen und
mögliche Massnahmen, darunter die anlaufende Impfkampagne. Ebenfalls besprochen
wurden die Digitalisierung der Verwaltung, insbesondere im Gesundheitsbereich, aber
auch die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie auf Arbeitsmarkt und
Unternehmen. Die Regierung informierte zudem über den Stand der Europapolitik. 
Auch im Mai trafen sich Bundespräsident, Gesundheitsminister, Aussenminister,
Bundeskanzler und Parteipräsidien im Bernerhof, um erneut über die Gesundheits- und
Wirtschaftslage sowie über das Europadossier zu diskutieren. Die Stabilisierung der
Fallzahlen und die Fortschritte bei der Impfung der Bevölkerung – rund 10 Prozent
hatten bereits eine Impfung erhalten – liessen die Diskussion erster Öffnungsschritte
zu, welche auch dank der Einführung des Covid-Zertifikats möglich werden sollten.
Gegenstand der Gespräche waren zudem die verschiedenen Massnahmen, die der Bund
aufgrund der pandemiebedingten wirtschaftlichen Probleme ergriffen hatte. Bisher
waren zur Bewältigung der Gesundheitskrise Ausgaben von rund CHF 40 Mrd.
beschlossen worden. Der Aussenminister informierte über die «weiterhin
substanziellen Differenzen» bei den Verhandlungen mit der EU im institutionellen
Rahmenabkommen. Schliesslich wurde die China-Strategie diskutiert, die der
Bundesrat im Frühjahr 2021 vorgelegt hatte.
Auch die traditionellerweise im Herbst in Form einer Klausur mit dem
Gesamtbundesrat organisierten Von-Wattenwyl-Gespräche fanden im Bernerhof statt.
Und wieder standen Covid-19 und Europa auf der Traktandenliste. Die gesundheitliche
Lage hatte sich in der Zwischenzeit wieder verdüstert – auch weil die Impfquote nach
wie vor tief war, worüber sich die Teilnehmenden der Gespräche austauschten. Im
Europadossier plädierte der Bundesrat auf eine rasche Freigabe des Kohäsionsbeitrags.
Weiteres zentrales Diskussionsthema war das Vorhaben der OECD, einen weltweiten
Mindestsatz für Unternehmenssteuern in der Höhe von 15 Prozent einzuführen.
Aufgrund der Ablehnung des CO2-Gesetzes im vergangenen Juni 2021 an der Urne,
wollte der Bundesrat möglichst rasch eine Basis für eine neue Vorlage schaffen und
informierte über erste entsprechende Gespräche mit Verbänden und Parteien. 
Mitte November – auch die vierte Gesprächsrunde fand im Bernerhof statt – standen
neben Gesundheits- und Europapolitik auch die «Corona-Schulden» auf dem
Programm, weshalb neben Bundespräsident Guy Parmelin und Alain Berset auch
Finanzminister Ueli Maurer und erneut Bundeskanzler Walter Thurnherr mit den
Regierungsparteispitzen diskutierten. Angesichts des anbrechenden Winters, der nach
wie vor zu tiefen Impfrate und einer neuen, ansteckenden Virusvariante wurde mit
einem Anstieg der Fallzahlen gerechnet und entsprechende Massnahmen diskutiert.
Finanzminister Ueli Maurer informierte über die Schulden in Höhe von CHF 25 Mrd., mit
denen der Bundesrat bis Ende 2022 rechnete. Sparprogramme oder Steuererhöhungen
könnten mit einer Anpassung des Finanzhaushaltsgesetzes vermieden werden, wie der
Bundesrat bereits im Sommer vorgeschlagen hatte. Die angestrebte positivere Dynamik
der Beziehungen zur EU war in den Gesprächen im November ebenso Gegenstand wie
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die Migrationssituation – in den ersten 10 Monaten waren rund ein Drittel mehr
Asylgesuche gestellt worden als im Vorjahr – und eine mögliche Strommangellage, die
mit einem «Konzept Spitzenlast-Gaskraftwerk» vermieden werden soll. 17

Im Mai 2022 reichten die GPK beider Räte je eine gleichlautende Motion ein, mit denen
sie Rechtsgrundlagen für einen Fach-Krisenstab forderten. Das Krisenmanagement
müsse ergänzt und Grundlagen für einen Krisenstab – als Beispiel wurde die Covid-19-
Taskforce vorgebracht – geschaffen werden, mit denen verschiedene Modalitäten
geregelt würden, wie etwa die Organisation der Führungsstrukturen oder die Festlegung
der konkreten Aufgaben eines solchen Krisenorgans. Die Motionen waren Resultat des
GPK-Berichts zur Krisenorganisation des Bundes während der Covid-19-Pandemie. Dort
sei festgestellt worden, dass viele Aktivitäten der Covid-Taskforce einer rechtlichen
Grundlage entbehrt hatten, obwohl das Krisenorgan eine zentrale Stellung im
Krisenmanagement des Bundes eingenommen habe. Es brauche deshalb eine
Anpassung und Erweiterung der bestehen Rechtsgrundlagen. Der Bundesrat beantragte
die Ablehnung des Anliegens. Die berechtigte Forderung werde bereits «in laufenden
Arbeiten überprüft». Allerdings sollten nicht nur Krisenstäbe, sondern die gesamte
Krisenorganisation betrachtet werden. Er warnte davor, alle Eventualitäten regeln zu
wollen, weil eine Krise «Flexibilität und Agilität» erfordere und die Handlungsfähigkeit
durch zu viele Rechtsvorschriften eingeschränkt würde.
Im Nationalrat beantragte Thomas Aeschi (svp, ZG) zu Beginn der Herbstsession 2022
die Ablehnung der Motion (22.3506). Statt dem Bundesrat mit einem Fachgremium
noch mehr Macht zu gewähren, müsse vielmehr die Handlungsfähigkeit des Parlaments
gestärkt werden, so die schriftliche Begründung. Mit 129 zu 51 Stimmen hiess die grosse
Kammer die Motion jedoch gut. Der Grossteil der SVP-Fraktion und eine kleine
Minderheit der Mitte-Fraktion lehnten den Vorstoss ab.
Im Ständerat stiess Bundeskanzler Walter Thurnherr, der die Position des Bundesrats
vertrat, Mitte der Herbstsession 2022 mit seinem Argument auf mehr Wohlwollen:
Jedes Mal nach einer Krise – es habe ja in den letzten Jahren nicht nur die Pandemie
gegeben – würden ganz viele Evaluationen und Berichte verfasst, bloss um dann
trotzdem wieder zum Alltag zurückzukehren. Er plädiere im Namen des Bundesrats für
weniger Berichte und dafür für eine grössere Konzentration auf die Umsetzung
verschiedener Empfehlungen. Mit 24 zu 20 Stimmen hiess dann aber doch eine knappe
Mehrheit des Ständerats die Motion (22.3507) gut. Weil damit beide konnexen Motionen
angenommen wurden, wird der Bundesrat Rechtsgrundlagen für Krisenstäbe schaffen
müssen. 18

MOTION
DATUM: 20.09.2022
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Die Ankündigung der ersten von insgesamt vier von-Wattenwyl-Gesprächen im Jahr
2022 im Februar 2022 glich derjenigen des Vorjahres. Nicht nur der Ort war aufgrund
der Covid-19-Pandemie noch immer nicht das namengebende Von-Wattenwyl-Haus,
sondern erneut der Bernerhof, sondern auch die hauptsächlichen Traktanden der
Gespräche zwischen den Parteispitzen und einer Bundesratsdelegation – im Februar
bestehend aus dem frisch gekürten Bundespräsidenten und Aussenminister Ignazio
Cassis, Gesundheitsminister Alain Berset und Energieministerin Simonetta Sommaruga
sowie dem Bundeskanzler Walter Thurnherr – waren gleich wie im Vorjahr. Diskutiert
wurde nämlich über die sich langsam entspannende gesundheitspolitische Lage sowie
das in seiner neuen Stossrichtung formulierte Ziel der Regierung, die bilateralen
Beziehungen zur EU zu stabilisieren. Einen weiteren aussenpolitischen
Diskussionspunkt stellte der geplante Sitz der Schweiz im UNO-Sicherheitsrat
(2023–2024) dar. Simonetta Sommaruga informierte über die geplanten Vorhaben zur
Senkung der Treibhausgasemissionen auf Netto-Null bis 2050 (Revision des CO2-
Gesetzes und Schaffung des Bundesgesetzes über sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien). 
Im Mai 2022 fanden die Gespräche nach über zwei Jahren wieder im Von-Wattenwyl-
Haus statt. Und auch die Themen hatten sich innert Monaten aufgrund der aktuellen
weltpolitischen Lage mit dem Ausbruch des Ukraine-Kriegs stark verschoben.
Bundespräsident Ignazio Cassis, Simonetta Sommaruga, Guy Parmelin sowie Walter
Thurnherr diskutierten mit den Vertretungen der Bundesratsparteien über die
aussenpolitischen, wirtschaftlichen und energiepolitischen Auswirkungen des Konflikts.
Konkrete Diskussionsgegenstände waren die neutralitätspolitische Ausrichtung der
Schweiz, die Konferenz zum Wiederaufbau der Ukraine in Lugano, der weltweite
Teuerungsdruck und die Energieversorgungssicherheit – neben dem bereits im Februar
diskutierten Stromversorgungsgesetz, dessen Umsetzung beschleunigt werden sollte,
informierte die Energieministerin dabei über die geplanten Massnahmen zur
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Gasversorgungssicherheit. 
Wie vor der Covid-19-Pandemie üblich traf sich die Landesregierung für die Von-
Wattenwyl-Gespräche im Herbst in corpore und in Klausur mit den Parteispitzen.
Neben dem Krieg und seinen Auswirkungen standen die Versorgungssicherheit, die
Finanzplanung, wirtschaftspolitische Folgen der Inflation, die gesundheitspolitische
Lage sowie einmal mehr die Europapolitik auf der Traktandenliste. In der
bundesrätlichen Bilanz zu sechs Monaten Krieg nahm Justizministerin Karin Keller-
Sutter Stellung zu den Migrationsbewegungen und dem Schutzstatus S, der rund 62'000
Personen gewährt worden sei; Verteidigungsministerin Viola Amherd betonte ihrerseits
den Wandel der «europäischen Sicherheitsarchitektur» und die Bedeutung
multilateraler Organisationen auch für die Schweiz; Aussenminister Ignazio Cassis
berichtete über die Lugano-Konferenz. Die energetische Versorgungssicherheit wurde
von Energieministerin Simonetta Sommaruga erörtert. Massnahmen seien etwa eine
Wasserkraftreserve, Einrichtung von Reservekraftwerken und Plänen zur Bewältigung
einer möglichen Gasmangellage; die Stromversorgung sei momentan aber sichergestellt.
Wirtschaftsminister Guy Parmelin erklärte die steigenden Energiepreise zur
Hauptursache für die ansteigende Inflation, die zwar mit 3.4 Prozent unter dem
europäischen Mittel liege, aber auch in der Schweiz auf die Kaufkraft drücke. Über die
schwierige Lage der Bundesfinanzen, denen ab 2024 strukturelle Defizite in
Milliardenhöhe drohten, berichtete Finanzminister Ueli Maurer. Auch in der sich
momentan beruhigenden Situation in der Covid-19-Pandemie gehe es weiterhin darum,
eine Überlastung des Gesundheitssystems zu verhindern, gab Gesundheitsminister
Alain Berset zu bedenken. Schliesslich informierte Aussenminister Ignazio Cassis auch
über die Sondierungsgespräche mit der EU: Es bestünden weiterhin erhebliche
Differenzen. 
Die vierte Gesprächsrunde der Von-Wattenwyl-Gespräche fand am 11. November statt.
Die Bundesratsparteispitzen liessen sich dabei über die Reise von Bundespräsident
Ignazio Cassis in die Ukraine und die Weiterführung des Schutzstatus S informieren.
Erneut wurde auch über die Massnahmen zur Verhinderung einer Strommangellage
diskutiert, darunter etwa das Reservekraftwerk in Birr oder der Rettungsschirm für
systemkritische Stromunternehmungen, aber auch über den Verzicht, Unternehmen
oder Private aufgrund der hohen Energiepreise oder der Inflation zu unterstützen. Auch
die laufenden Sondierungsgespräche mit der EU, die «besorgniserregende
Haushaltsentwicklung» und die nach wie vor angespannte gesundheitspolitische Lage
waren wie schon im Herbst Gegenstand der Diskussionen. 19

Parlamentsorganisation

Bereits in der Herbstsession 2020 nahm sich der Ständerat der im Juni 2020
eingereichten Motion von Hans Wicki (fdp, NW) an, der damit eine Institutionalisierung
der Reflektierung der Bundesrats-Entscheide in Krisenzeiten forderte. Mit der
Pandemie seien verschiedene Grundrechte eingeschränkt worden, über die
Gesetzmässigkeit und Verhältnismässigkeit der Notmassnahmen, die zu dieser
Einschränkung geführt hätten, sei aber erst im Nachhinein diskutiert worden,
argumentierte der Nidwaldner Freisinnige. Es habe sich gezeigt, dass die demokratische
Kontrolle insbesondere durch das Parlament während des Ausnahmezustandes nicht
funktioniert habe. Mit einem vom Bundesrat zu bestimmenden und vom Parlament
gewählten Gremium aus Vertreterinnen und Vertretern des Parlaments, der kantonalen
Regierungen, der Wissenschaft und der Wirtschaft würde auf der Basis seiner Motion
quasi ein «Challenging Partner» für den Bundesrat geschaffen, der dessen
notrechtlichen Entscheide in Krisenzeiten reflektieren würde. Damit gingen die
Kompetenzen eines solchen Gremiums über ein blosses Informationsrecht hinaus. 
In einer Krisensituation müsse primär rasch gehandelt werden können, gab der den
Bundesrat vertretende Bundeskanzler Walter Thurnherr zu bedenken. Wenn man Zeit
habe, ziehe man die Kantone und die parlamentarischen Kommissionen auch für
Notrechtsentscheidungen direkt mit ein. Aber zu Beginn einer Legislatur ein neues
Gremium zu schaffen, das dann im Falle einer Notsituation reflektieren würde, wäre der
Situation wohl weniger angemessen. Ein solcher Beirat wäre weniger geeignet als die
aktuelle klare Kompetenzenregelung, die dem Bundesrat dann Notrecht attestiere,
«wenn es nicht anders geht». Seiner Ansicht nach genüge es, wenn der Bundesrat dann
dieses Notrecht in vorgesehener Frist dem Parlament vorlegen müsse, so der
Bundeskanzler. Vielversprechender scheine ihm, mit Hilfe von Digitalisierung in solchen
Situationen den Einbezug der Kommissionen zu vereinfachen – wie dies die Motion von
Beat Rieder (cvp, VS; Mo. 20.3419) vorsehe. Mit 15 zu 22 Stimmen (0 Enthaltungen)
lehnte die kleine Kammer die Motion Wicki schliesslich ab. 20
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Wie kann der Bundesrat Fehlinformationen bei Volksabstimmungen verhindern?
Antworten auf diese Frage forderte die CVP-Fraktion 2019 mittels Postulat, nachdem
sich herausgestellt hatte, dass im Vorfeld der Abstimmung zur CVP-Volksinitiative «für
Ehe und Familie» falsche Angaben zur Zahl der Ehepaare gemacht worden waren, die
von der so genannten Heiratsstrafe betroffen sind. Die Angabe von 80'000 statt
454'000 Paaren war später gar vom Bundesgericht als gravierend beurteilt worden. 
Für eine klare Meinungsäusserung brauche es korrekte Informationen bei
Volksabstimmungen, argumentierte Leo Müller (mitte, LU) im Namen der nun als Mitte-
Fraktion antretenden CVP in der Sommersession 2021. Der Bundesrat stehe in der
Pflicht, die «objektive Meinungsbildung des Stimmvolks in Zukunft zu garantieren» und
solle deshalb ein Strategiepapier ausarbeiten, wie er dies zu tun gedenke. Quantitative
Angaben müssten in der Tat vollständig und korrekt sein – nicht nur für die
Stimmbevölkerung, sondern auch für Bundesrat, Parlament und Verwaltung, betonte
Bundeskanzler Walter Thurnherr. Dem sei sich die Regierung durchaus bewusst. Bereits
2019 habe man Massnahmen für mehr Verlässlichkeit von Daten im Vorfeld von
Abstimmungen ergriffen. So versuche man etwa die Entwicklung von Daten über die Zeit
– zwischen der Botschaft und den Informationen im Abstimmungsbüchlein vergehen
nicht selten Jahre und die Angaben können sich über diese Zeit verändern – besser im
Auge zu behalten. Mit einem sogenannten «Quick-Check» versuche man zudem,
verwaltungsintern mögliche Folgekosten von neuen Regulierungen frühzeitig
abzuschätzen. Ein Postulatsbericht, wie er von der Mitte-Fraktion gefordert werde,
generiere also keinen Mehrwert – so der Bundeskanzler. Dies sah die grosse Kammer
freilich anders: Mit 155 zu 25 Stimmen (2 Enthaltungen) verlangte eine grosse Mehrheit
ein entsprechendes Strategiepapier. Nur die FDP-Fraktion lehnte den Vorstoss ab. 21
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